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(ID) Bisher haben wir den Infodienst über die Newsletter-Funktion auf der Homepage der Landesfeuerwehrschule (LFS) versendet. Die-
se Möglichkeit steht uns wegen eines Plattformwechsels der LFS zukünftig leider nicht mehr zur Verfügung. Aber wir haben eine Lö-
sung gefunden: Ab sofort können Sie sich auf der Homepage des Innenministeriums für ein Abonnement des Infodienstes registrieren. 

Seit dem 1. Februar 2017, also seit 
mehr als vier Jahren, informiert die 
Abteilung 6 „Bevölkerungsschutz und 
Krisenmanagement“ Sie regelmäßig 
mit unserem Infodienst über Nachrich-
ten aus den Bereichen Feuerwehr, 
Katastrophenschutz, Rettungsdienst 
und Krisenmanagement. 72 Ausgaben 
mit über 600 Artikeln und Infokästen 
sind seither erschienen. Die stolze 
Anzahl von mehr als 4.000 Abonnen-
tinnen und Abonnenten freut uns sehr 
und zeigt uns, dass der Infodienst auf 
Ihr Interesse stößt. 

Nach der Ankündigung des Plattform-
wechsels der LFS-Homepage haben 
wir eine gute Alternative gefunden, um 
Ihnen auch zukünftig regelmäßig den 
Infodienst zukommen lassen zu kön-
nen. Erfreulicherweise bestand die 
Möglichkeit, die Homepage des Minis-
teriums für Inneres, Digitalisierung und 
Migration um ein Newsletter-Tool zu 
erweitern. 

Um den Infodienst auch weiterhin zu 
erhalten, müssen Sie sich allerdings 
einmalig neu als Abonnentin/
Abonnent registrieren. Aus daten-
schutzrechtlichen Gründen ist eine 
Migration der Mailadressen nicht mög-
lich. 

Die Registrierung ist denkbar einfach 
und erfordert nur wenige Schritte. Bitte 
beachten Sie, dass Sie unbedingt den 
Link in der Bestätigungsmail aktivie-
ren, die Sie von uns erhalten; ansons-
ten kann Ihre Registrierung nicht er-
folgreich abgeschlossen werden. 

Unter dem folgenden Link können Sie 

sich für das Abonnement des Info-
dienstes registrieren: 
https://kurzelinks.de/cu7z

Sollten Sie wider Erwarten Probleme 
bei der Anmeldung haben, melden Sie 
sich bitte bei Frau Dunklau-Fox 
(kim.dunklau-fox@im.bwl.de). 

Auf unserer Homepage können Sie 
sich übrigens nicht nur für das Abo 
registrieren, sondern Sie finden unter 
https://kurzelinks.de/fn29 auch alle 
bisher erschienenen Ausgaben. Die 
Ausgaben der vergangenen Jahre ha-
ben wir jeweils zu einem Kompendium 
zusammengefasst. Das dient nicht nur 
der Übersichtlichkeit, sondern erleich-

tert auch die Suche, wenn Sie ein be-
stimmtes Thema nachlesen wollen. 
Öffnen Sie einfach das PDF-Dokument 
des entsprechenden Jahres, drücken 
Sie gleichzeitig „strg“ + „f“ und geben 
Sie dann im links unten erscheinen-
den Feld Ihr Suchwort ein. 

Vergessen Sie nicht, sich gleich für 
den zukünftigen Empfang des Info-
dienstes zu registrieren. Wir hoffen, 
Sie auch zukünftig zu unseren Leserin-
nen und Lesern zählen zu dürfen und 
Ihnen weiterhin interessante Einblicke 
in die Welt des Bevölkerungsschutzes 
und des Krisenmanagements bieten 
zu können. 

In eigener Sache: Versand des Infodienstes zukünftig über ein neues Newsletter-Tool 
Sie müssen sich daher bitte nochmals neu registrieren 
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(ID) Das Innenministerium bereitet mit Unterstützung des Landtags von Baden-Württemberg und unter tatkräftiger Beteiligung der im 
Bevölkerungsschutz tätigen Organisationen und Einrichtungen eine bisher einmalige Image- und Nachwuchswerbekampagne für die 
ehrenamtliche Mitwirkung im Bevölkerungsschutz vor. 

Staatssekretär Wilfried Klenk MdL 
überzeugte sich persönlich vor dem 
Kampagnenstart vom außergewöhnli-
chen Bevölkerungsschutz-Mobil, das 
zusammen mit einem neu gedrehten 
Imagefilm und einer eigens erstellten 
Webseite zur Nachwuchsgewinnung im 
Bevölkerungsschutz ein Highlight der 
Kampagne bilden wird. 

Eine erste Ankündigung der Kampagne 
mit einem kurzen Videoclip wurde über 
Twitter vom Innenministerium kommu-
niziert: https://kurzelinks.de/bxkh. 
Künftig sollen hier unter Verwendung 
des Hashtags #HelferZeit weitere 
Tweets folgen. 

Sobald das Pandemiegeschehen grö-
ßere Außenveranstaltungen zulässt, 
kann die Kampagne offiziell eröffnet 
werden und das Bevölkerungsschutz-
Mobil an den Start gehen. Auch an 
dieser Stelle werden dann dazu weite-
re Informationen folgen. 

Bevölkerungsschutz entdecken! Nachwuchskampagne für Baden-Württemberg 

Alle Bilder auf dieser Seite: Lichtgut / Leif Piechowski 
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(ID) Das Land wird in den nächsten Jahren rund 600 Million Euro für den Betrieb und die Weiterentwicklung des Digitalfunknetzes für 
die Behörden und Organisationen mit Sicherheitsaufgaben (BOS) bereitstellen. „Mit den umfangreichen Investitionen bekennen wir 
uns zur Bedeutung einer verlässlichen Einsatz- und Funkkommunikation für unsere Einsatzkräfte. Diesen stellen wir mit den angesto-
ßenen Modernisierungen auch für die kommenden Jahre ein sicheres und zukunftsfähiges Digitalfunknetz bereit“, so Innen- und Digita-
lisierungsminister Thomas Strobl. 

Am 23. Februar 2021 hat der Minister-
rat einer Kabinettsvorlage des Innen-
ministeriums zum Digitalfunk BOS zu-
gestimmt. Dabei wurde die grundle-
gende Bedeutung des Digitalfunks 
hervorgehoben und das Innenministe-
rium beauftragt, im Zeitraum bis 2030 
eine Vielzahl an Maßnahmen zur Ge-
währleistung des Betriebs und zur Wei-
terentwicklung des Funknetzes voran-
zutreiben. 

Mit der weiteren, detaillierten Planung 
und Umsetzung ist das Präsidium 
Technik, Logistik und Service der Poli-
zei (PTLS Pol) und dort die Koordinie-
rende Stelle Digitalfunk Baden-
Württemberg (KSDBW) sowie die Auto-
risierte Stelle Digitalfunk Baden-
Württemberg (ASDBW) betraut. Um 
den gestiegenen Anforderungen an 
den laufenden Betrieb gerecht werden 
zu können und gleichzeitig die anste-
henden Projekte realisieren zu kön-
nen, erhalten die beiden Institutionen 
zusätzliche Personalstellen. 

Verschiedene Erfahrungen, die im lau-
fenden Betrieb der letzten Jahren ge-
sammelt wurden, Veränderungen in 
der Aufgabenstruktur und den Erwar-
tungen der Einsatzkräfte an ein mo-
dernes Funknetz sowie immer schnel-
lere Entwicklungszyklen bei der einge-
setzten Technik, werden bei der steti-
gen Weiterentwicklung und Anpassung 
der Betriebsorganisation und des 
Kommunikationsnetzes ebenso einflie-
ßen, wie neue gesetzliche Vorgaben. 
Einige Beispiele: 

Für die Einsatzkräfte der Feuerwehren, 
des Rettungsdienstes und des Kata-
strophenschutzes ist es wichtig, dass 
ihr Funknetz gerade dann funktioniert, 
wenn andere Infrastrukturen nicht 
mehr zur Verfügung stehen. Dies gilt in 
besonderem Maße bei langanhalten-
den flächendeckenden Stromausfäl-
len. Um die Verfügbarkeit des Digital-
funknetzes entsprechend den Richtli-
nien des Bundesamtes für Bevölke-
rungsschutz und Katastrophenhilfe 
(BBK) für mindestens 72 Stunden si-
cher zu stellen, werden alle betriebsre-
levanten Bestandteile des Netzes mit 
festen Netzersatzanlagen ausgerüstet, 

die teilweise mit Brennstoffzellentech-
nik betrieben werden. Diese Maßnah-
men zur „Netzhärtung“ sind bereits 
angelaufen. 

Derzeit findet in vielen Bereichen die 
Umstellung vom ISDN-Standard auf IP-
Technologie statt. Davon sind nicht nur 
private Telefonanschlüsse und die Not-
urfanschlüsse der Leitstellen betrof-
fen, sondern auch Komponenten des 
Digitalfunknetzes. Daher laufen auch 
hier umfassende Maßnahmen zur Er-
neuerung und Angleichung dieser 
Komponenten an den IP-Standard. 

Im gleichen Zuge wird auch die Archi-
tektur des Netzes insgesamt moderni-
siert und weiterentwickelt. So werden 
die bislang eingesetzten Basisstatio-
nen sukzessive durch zeitgemäße Sen-
destationen ersetzt, die später auch 
für Mobilfunkstandards ertüchtigt wer-
den können. 

Wo dies notwendig ist, wird eine Opti-
mierung von Leitungswegen und Re-
dundanzen erfolgen, was die Ausfallsi-
cherheit der Anbindung der Integrier-
ten Leitstellen weiter erhöhen wird. 

Neben den bestehenden Gebäude-
funkanlagen aufgrund baurechtlicher 
Anforderungen, die aktuell im Analog-
funk betrieben werden, gibt es zuneh-
mend auch Objektfunkanlagen im Digi-
talfunk BOS, beispielsweise in Stra-
ßentunneln, Eisenbahnanlagen, Stra-

Digitalfunk BOS weiter auf Zukunftskurs 

ßenbahnstrecken oder in Sonderbau-
ten, die aufgrund freiwilliger Basis von 
Eigentümern oder Betreibern errichtet 
wurden. Diese Objektfunkanlagen wer-
den in der Regel – wie bisher die Ge-
bäudefunkanlagen im 4-Meter-Band – 
an das Digitalfunknetz entweder per 
Luftschnittstelle oder per Lichtwellen-
leiter angebunden. Dort wo mit der 
Anbindung vieler Objektfunkanlagen 
auf engem Raum zu rechnen ist, dies 
trifft insbesondere auf Großstädte zu, 
müssen spezielle technische Maßnah-
men ergriffen werden, um die stö-
rungsfreie Anbindung der Objektfunk-
anlagen zu gewährleisten. In diesen 
Fällen wird durch KSDBW und ASDBW 
nach dem so genannten „Metropolen-
konzept“ die erforderliche Infrastruk-
tur hergestellt. In einigen Ballungsräu-
men ist sie bereits komplett vorhan-
den. Installation und Betrieb der Ob-
jektfunkanlagen liegen auch zukünftig 
mit einer fest definierten Schnittstelle 
in der Verantwortung der Objekteigen-
tümer und -betreiber. 

Neben diesen speziell auf die Weiter-
entwicklung der Netzinfrastruktur ab-
zielenden Projekten ist auch die Ge-
währleistung eines störungs- und rei-
bungslosen Betriebs der Funkgeräte 
aller Nutzer der BOS im Netz miteinan-
der und untereinander von großer Be-
deutung. Daher planen die KSDBW 
und die ASDBW auch Maßnahmen, die 

Bitte lesen Sie weiter auf Seite 4 
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künftig einen einheitlichen Software-
stand aller im Netz betriebenen Funk-
anlagen sicherstellen und eine turnus-
mäßige Anpassung der Verschlüsse-
lung ermöglichen sollen. 

„Mit den umfangreichen Investitionen 
bekennen wir uns zur Bedeutung einer 
verlässlichen Einsatz- und Funkkom-
munikation für unsere Einsatzkräfte. 
Diesen stellen wir mit den angestoße-
nen Modernisierungen auch für die 
kommenden Jahre ein sicheres und 
zukunftsfähiges Digitalfunknetz be-
reit“, so Innen- und Digitalisierungsmi-
nister Thomas Strobl. Die Begrenzung 
des Zeitraums bis zum Jahr 2030 be-
deutet nicht, dass danach der Weiter-
betrieb des Digitalfunks unsicher ist. 
Vielmehr lassen die beschriebenen 

kurzen Entwicklungszyklen und vielen 
technischen Neuerungen eine verläss-
liche Kostenabschätzung über einen 
längeren Zeitraum nicht zu. Die zu-
ständigen Stellen verfolgen aber auf-
merksam die Entwicklungen und brin-
gen sich aktiv in deren Gestaltung ein. 
Aktuell laufen beispielsweise Planun-
gen für die künftige Nutzung von Breit-
bandanwendungen (insbesondere 
Datenübertragung). Nachdem die be-
antragte Zuteilung von speziellen Fre-
quenzen (450 MHz) hierfür nicht zu 
Stande kam (die Presse hat darüber 
berichtet), werden derzeit alternative 
Konzepte zur Realisierung dieser An-
forderungen erarbeitet und Kosten-
schätzungen vorgenommen. Daher 
werden die verantwortlichen Stellen 
auch künftig rechtzeitig beginnen kön-

nen, die notwendigen Planungen über 
das Jahr 2030 hinaus voranzutreiben, 
um den Digitalfunk BOS immer auf 
dem aktuellen Stand der Technik zu 
halten. 

Die Abteilung 6 „Bevölkerungsschutz 
und Krisenmanagement“ bedankt sich 
an dieser Stelle bei allen Kolleginnen 
und Kollegen des Präsidiums Technik, 
Logistik und Service unserer Polizei für 
die hervorragende Zusammenarbeit 
und stetige Unterstützung bei Aufbau 
und Betrieb des Digitalfunks bei den 
Feuerwehren, dem Rettungsdienst 
und allen im Katastrophenschutz mit-
wirkenden Organisationen und Einrich-
tungen. 

(ID) Euro NCAP (The European New Car Assessment Programme) und CTIF (International Association of Fire and Rescue Services) bie-
ten gemeinsam die Rettungs-App „Euro Rescue“ an, die Rettungskräften den Zugang zu Opfern in verunfallten Fahrzeugen erleichtert. 

Die App „Euro Rescue“ bündelt die 
Rettungsblätter der Fahrzeugherstel-
ler, die auf potentielle Gefahrenstellen 
der Fahrzeuge hinweisen und die ge-
eignetsten Stellen zum Aufschneiden 
des Rahmens angeben. Dadurch kön-
nen die Rettungskräfte Unfallopfer 
schneller und sicherer erreichen und 
behandeln. 

Die Nutzung der App ist kostenlos und 

die Rettungsblätter können sowohl 
online als auch offline verwendet wer-
den. Bilder der Markenlogos und der 
Fahrzeuge helfen bei der Identifizie-
rung des Fahrzeugtyps. 

Heruntergeladen werden kann die App 
bei Google Play unter https://
kurzelinks.de/213p bzw. im App Store 
unter https://kurzelinks.de/sj5d. 

Die Rettungs-App „Euro Rescue“ 

Bild: Michael Karl / MKKD 

Handbuch Krankenhaus-
alarm- und -einsatzpla-
nung (KAEP) veröffent-
licht 

Das Bundesamt für Bevölkerungs-
schutz und Katastrophenhilfe (BBK) 
hat ein Handbuch mit Empfehlun-
gen zur Erstellung eines individuel-
len Krankenhausalarm- und -ein-
satzplanes herausgegeben. 

Das Handbuch soll Krankenhäuser 
bei ihrer eigenen Notfallplanung 
unterstützen. Es ist kein Muster-
alarmplan, sondern eine Hand-
lungsempfehlung und Hilfestellung, 
um einen eigenen, individuell auf 
das jeweilige Krankenhaus zuge-
schnittenen Krankenhausalarm- 
und -einsatzplan zu erstellen. 

Das Handbuch Krankenhausalarm- 
und -einsatzplanung (KAEP) können 

Sie auf der Homepage des BBK her-
unterladen: 
https://kurzelinks.de/lzb4

Neues Fachbereich 
AKTUELL der DGUV 

Die Deutsche Gesetzli-
che Unfallversicherung 

(DGUV) hat ein neues Fachbereich 
AKTUELL mit Hinweisen für Einsatz-
kräfte zum Umgang mit bzw. zum 
Schutz vor dem Coronavirus SARS-
CoV-2 sowie pandemiebedingten 
Einschränkungen veröffentlicht. 

Die Handreichung gibt Einsatzkräften 
der Feuerwehren und der nicht-medi-
zinischen Hilfeleistungsorganisatio-
nen Hinweise zum Schutz vor bzw. im 
Umgang mit dem Coronavirus. Zu-
dem werden Informationen zu mögli-
chen pandemiebedingten Einschrän-
kungen bei der Prüfungen von Ar-
beitsmitteln wie Ausrüstungen und 
Geräten gegeben. 

Das Fachbereich AKTUELL kann auf 
der Homepage der DGUV herunterge-
laden werden: 
https://kurzelinks.de/1tcv
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(ID) Praxisorientierung war das Leitmotiv bei der Entwicklung von ZEUS-BS, der „Zentralen Evakuierungs- und Unterbringungssteue-
rung für den Bevölkerungsschutz“. In dieser Ausgabe stellen wir Ihnen einzelne Funktionen vor, die die zuständigen Stellen bei der 
Planung und Durchführung von Evakuierungen unterstützen und in die „Elektronische Lagedarstellung für den Bevölkerungsschutz“ 
eingebunden werden. 

Den Nutzern einen „bunten Strauß von 
praxisnahen Anwendungsmöglichkei-
ten“ zu bieten, war das Motiv während 
des Entwicklungsprozesses und so 
wurden die Anregungen der Praktiker 
von den Entwicklern unseres Technolo-
giepartners Fraunhofer IOSB in ZEUS-
BS integriert. Überregional - Regional - 
Lokal, diese Anwendungsfälle für mög-
liche Evakuierungen legten die Basis 
für das Evakuierungstool, das zusätz-
lich mit vielen Werkzeugen und Unter-
stützungskomponenten aufwartet, die 
den Nutzern die Vorbereitung planba-
rer Lagen ermöglicht. Die von der In-
nenministerkonferenz (2014) geforder-
te Evakuierung für eine erweiterte Re-
gion und die länderübergreifende Auf-
nahme von Betroffenen einer großräu-
migen Evakuierung sowie die Unter-
stützung bei Ad hoc-Einsatzlagen wa-
ren weitere Anforderungen, die die 
Anwendung bewältigen sollte. 

Die Grundkonzeption von ZEUS-BS ist 
auf eine großflächige Evakuierung aus-
gelegt, welche die lageabhängige Eva-
kuierung von mehreren Gemeinden, 
Stadt- und Landkreisen oder ganzen 
Regionen unterstützt. Planende Behör-
den können beispielsweise bereits im 
Vorfeld „Sammelstellen“ anlegen, an 
denen Personen mit behördlich organi-
sierten Transportmitteln abgeholt wer-
den, die über keine eigenen Transport-
möglichkeiten verfügen. Insbesondere 
für Kommunen im Umkreis kerntechni-
scher Anlagen ist dies eine seit Jahren 
praktizierte Aufgabe. Die für die Durch-
führung von großflächigen Evakuierun-
gen vorgesehene Anlage von „Anlauf-
stellen“, an denen sich Personen mel-
den können, die sich selbst evakuieren 
konnten, aber keine Unterkunft gefun-
den haben, ist eine weitere Kompo-
nente, die ZEUS-BS den Anwendern zur 
Verfügung stellt. In extra eingerichte-
ten „Anlaufstellen“ können über ZEUS-
BS Kapazitäten bestehender und akti-
vierter Notunterkünfte abgefragt und 
anfragenden Personen Unterkunfts-
plätze zugewiesen werden (Personen-
verteilungs-Funktion). Dabei können 
bei der Objektanlage gewählte Attribu-
te, wie „Mobilitätseingeschränkt“, „Fa-
miliengeeignet“, „Kochgelegenheit“, 
„Entfernung“ etc. als Filter gesetzt wer-

den, um die am 
besten geeigne-
te Unterkunft 
für die Evaku-
ierten zu fin-
den. Passen die 
a n g e f r a g t e n 
P a r a m e t e r , 
schlägt ZEUS-
BS geeignete 
Unterkünfte mit 
ausreichender 
Aufnahmekapa-
zität vor. Mit 
der Anlage und 
Verwaltung von 
„Unterkünften 
bzw. Notunter-
künften“ wird 
die Palette der 
Objektverwal-
tung abgerun-
det. Die Daten-
blätter zu den 
angelegten Un-
terkünfte ent-
halten u. a. In-
formationen zur 
Erreichbarkeit, Verfügbarkeit und Sta-
tus der Unterkunft, Kapazität, An-
fahrtsbeschreibung, Parkgelegenhei-
ten und die bereits vorgenannten Attri-
bute zu Ausstattung und Geeignetheit 
der Unterkunft. 

Alle evakuierungsrelevanten Objekte 
werden mit ZEUS-BS elektronisch er-
stellt und verwaltet sowie georeferen-
ziert in eine systemintegrierte GIS-
Kartendarstellung eingebunden. ZEUS-
BS greift dabei auf aktuelle Karten 
und Luftbilder des Landesamts für 
Geoinformation und Landentwicklung 
Baden-Württemberg (LGL BW) und des 
Bundesamts für Kartographie und 
Geodäsie (BKG) zurück. Zur Abschät-
zung der Einwohnerzahl im Evakuie-
rungsgebiet und der daraus resultie-
renden Anzahl an benötigten Unter-
kunftsplätzen, sind die Karten mit den 
Meldedaten des Statistischen Landes-
amts Baden-Württemberg und den 
Daten aus dem Zensus-Atlas des Sta-
tistisches Bundesamts unterlegt. Die 
Einwohnerzahlen werden dabei szena-
rienabhängig, über einen einfachen 
Klick auf die Polygone der Gebietskör-

ZEUS-BS – Ein bunter Strauß an Möglichkeiten 

perschaften der Gemeinden, der Stadt- 
und Landkreise oder mittels frei ge-
zeichneter Polygone, abgeschätzt. 

Die Möglichkeit mittels Polygonen und 
Radien Einwohnerzahlen abzuschät-
zen, steht darüber hinaus selbstver-
ständlich auch für lokale Evakuierun-
gen zur Verfügung, wie sie beispiels-
weise bei der Räumung von Welt-
kriegsbomben schnell und ad hoc er-
forderlich sind. Dies ist nur eine kleine 
Übersicht über die Anwendungsmög-
lichkeiten von ZEUS-BS und soll Ihnen 
die Instrumente zur Nutzung bei Groß-
szenarien und bei lokalen Lagen auf-
zeigen, denn die Anwendung ist für die 
Evakuierungsmaßnahmen innerhalb 
der Gemeinde ebenso geeignet, wie 
für regionale und überregionale Ein-
satzmaßnahmen. 

Wir haben Ihr Interesse wieder getrof-
fen? Dann bleiben Sie gespannt auf 
unseren nächsten Bericht über den 
bevorstehenden ZEUS-BS Testlauf, an 
dem sich dankenswerterweise zwei 
Gemeinden, zwei Landkreise und die 
Regierungspräsidien beteiligen. 

Auszug ZEUS-BS: Einwohnerabschätzung in einem Radius von 500 Metern 
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(ID) Neben der Erhöhung und Dynamisierung bestehender Leistungen werden ergänzend Leistungen im Todesfall in sonstigen Fällen 
neu eingeführt, in denen keine Leistungen aus der gesetzlichen Unfallversicherung gewährt werden. 

Die Leistungen des Landes zur Ergän-
zung der Unfallversicherung bei Unfäl-
len von Freiwilligen Feuerwehrangehö-
rigen im Feuerwehrdienst werden 
durch eine Änderung der zugrundelie-
genden Verwaltungsvorschrift rückwir-
kend zum 1. Januar 2020 teilweise 
neu strukturiert, angemessen erhöht 
und erweitert. Konkret wurden folgen-
de Verbesserungen vorgenommen: 

 Alle Leistungen, bei denen das bis-
her noch nicht der Fall war, werden 
durch Bezugnahme auf die in § 18 
SGB IV geregelte und jährlich ange-
passte Bezugsgröße in der Sozialver-

sicherung dynamisiert. Damit ist eine 
kontinuierliche Anpassung der Leis-
tungen an das durchschnittliche Ent-
geltniveau gewährleistet. 

 Die zusätzliche Leistung des Landes 
zum Verletzten- und Übergangsgeld 
wird nicht mehr individuell berechnet, 
sondern als pauschalierter Zuschlag 
gewährt. Dieser Zuschlag, der in glei-
cher Höhe als Mehrleistung der Unfall-
kasse Baden-Württemberg (UKBW) 
und als zusätzliche Leistung des 
Landes gewährt wird, beträgt pro 
Kalendertag 1/125 der monatlichen 
Bezugsgröße. Dies entspricht 25,48 
Euro im Jahr 2020 bzw. 26,32 Euro 
im Jahr 2021 und bedeutet in der 
Mehrzahl der Fälle eine zum Teil 
deutliche Erhöhung. 

 Die Einmalzahlungen bei dauerhaf-
ter Minderung der Erwerbsfähigkeit 
(MdE) und im Todesfall werden er-
höht, angepasst an die ebenfalls 
zum 1. Januar 2020 erfolgte Erhö-
hung der entsprechenden satzungs-
gemäßen Mehrleistungen der UKBW. 
Insgesamt werden als Mehrleistung 
der UKBW und als zusätzliche Leis-
tung des Landes bei 100 % MdE 
68.796 / 69.678 Euro in 2020 / 
2021 und im Todesfall 72.618 / 
75.012 Euro in 2020 / 2021 ge-
währt, jeweils zuzüglich 3.822 / 
3.948 Euro in 2020 / 2021 je Kind. 

 Die 2016 eingeführten Unterstüt-
zungsleistungen in Fällen, in denen 
wegen eines fehlenden medizini-
schen Ursachenzusammenhangs 
zwischen dem Unfall im Rahmen des 
Feuerwehrdienstes und dem Gesund-
heitsschaden Leistungen der gesetz-
lichen Unfallversicherung nicht ge-
währt werden können, werden bei 
den Fallgruppen 1 und 2 (Arbeitsun-
fähigkeit sowie befristete und dauer-
hafte MdE) ebenfalls entsprechend 
angepasst. Bei der Fallgruppe 3 
(Todesfall) wird als Unterstützungs-
leistung künftig das 1,6-fache der 
jährlichen Bezugsgröße (61.152 / 
63.168 Euro in 2020 / 2021) ge-
währt und damit die bisherige Leis-
tung verdoppelt. 

 Neu eingeführt werden Leistungen 
im Todesfall in sonstigen Fällen, in 
denen Leistungen aus der gesetzli-
chen Unfallversicherung nicht ge-
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währt werden. Im Rahmen einer Ein-
zelfallentscheidung können nun 
auch Personen wegen ihrer engen 
persönlichen und wirtschaftlichen 
Verbundenheit mit der oder dem 
Verstorbenen (zum Beispiel nicht ver-
heiratete Lebenspartnerinnen und  
-partner) eine Einmalzahlung erhal-
ten. Vorgesehen sind Einmalzahlun-
gen in Höhe von 61.152 Euro im Jahr 
2020 bzw. 63.168 Euro im Jahr 
2021. Die Höhe der Zahlung ist mit 
der beispielsweise in Brandenburg 
und Hessen für diese Fälle einge-
führten Einmalzahlung in Höhe von 
60.000 Euro vergleichbar. 

Mit diesem Gesamtpaket aus der Er-
höhung, Erweiterung und Dynamisie-
rung der Leistungen des Landes ist im 
Zusammenwirken mit den Leistungen 
der UKBW eine noch bessere Absiche-
rung der Feuerwehrangehörigen in 
Baden-Württemberg gewährleistet. 

Trotzdem gilt vorrangig natürlich der 
Präventionsgedanke der UKBW, dass 
„der beste Unfall der ist, der gar nicht 
erst passiert“. Hierzu sind vor allem 
die geltenden Unfallverhütungsvor-
schriften im Übungs- und Einsatzalltag 
zu beachten und bereits bei Bau- und 
Beschaffungsmaßnahmen die Vermei-
dung der Gefährdung von Feuerwehr-
angehörigen zu berücksichtigen. Infor-
mationen hierzu finden Sie auf der In-
ternetseite der UKBW (www.ukbw.de) 
unter dem Stichwort Feuerwehren. 

Die aktuelle Fassung der Verwaltungs-
vorschrift des Innenministeriums über 
Leistungen zur Ergänzung der Unfall-
versicherung im Bereich der Feuer-
wehr (VwV Ergänzung Unfallversiche-
rung Feuerwehr) ist auf der Homepage 
der Landesfeuerwehrschule unter 
https://kurzelinks.de/m79m abrufbar. 
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Wichtig: Jetzt bitte noch-
mal neu für den 
Newsletter INFODIENST 
registrieren. 

Registrieren Sie sich hier: 
https://kurzelinks.de/cu7z 
Sie erhalten hierauf eine eMail. 
Bitte bestätigen Sie darin durch 
Klick auf den dort angegeben Link, 
dass Sie den Newsletter erhalten 
wollen. Erst mit dieser Bestätigung 
sind Sie registriert. 

Vielen Dank für Ihre Registrierung 
und Ihr Interesse an den Themen 
aus Bevölkerungsschutz und Kri-
senmanagement! 
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